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Rechtsstreit Wassergebühr in die Stadtverordnetenversammlung 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.567 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Zur Frage der Konzessionsabgabe bei den Wassergebühren entscheidet die 

Stadtverordnetenversammlung über weitere rechtliche Schritte nach dem 

verlorenen Prozess vor dem Verwaltungsgericht Kassel. 

 

Als Basis der Entscheidung stellt der Magistrat eine Zusammenfassung des 

Urteils des Verwaltungsgerichts Kassel 6K 412/13, seine Rechtsposition und 

Risikoanalyse, und eine Schätzung der künftigen Kosten des Rechtsstreit im 

Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vor. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: AfD, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten (2) 

Stadtverordneter Burmeister, Stadtverordneter Nölke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Stadtverordneter Ernst, 

  Stadtverordnete Dr. Janusch 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Freie Wähler + Piraten (1) 

den  
 

Beschluss 
 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Rechtsstreit Wassergebühr in die 

Stadtverordnetenversammlung, 101.18.567, wird abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




